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Im Folgenden werde ich einige kurso-

rische Überlegungen anstellen, die Ih-

nen verständlich machen sollen, warum 

ich seit mehr als zwei Jahrzehnten, trotz 

wiederkehrender Zweifel, noch immer 

Befürworter eines Grundeinkommens 

bin. Die Zweifel haben einen schlichten 

Grund: Ich kenne Menschen, denen ich 

spontan kein Grundeinkommen gönne. 

Doch etwas Nachdenken belehrt mich 

dann stets darüber, dass ich das viel-
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leicht besser nicht entscheide, nicht 

einmal virtuell, genauso wenig, wie ich 

entscheiden darf, wer sich an Wahlen 

beteiligen kann.

Ich werde zu drei Dimensionen der 

Idee des Grundeinkommens sprechen:

• zur gesellschaftspolitischen, 

• zur ökonomischen und

• zur sozialpolitischen Dimension.

Zunächst zur gesellschaftspolitischen 

Dimension. 
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In dem Schaubild habe ich eine 

Übersicht der Abfolge von vier gesell-

schaftlichen Formationen erstellt, de-

nen ich die jeweils dominierenden 

politischen Philosophien und Steue-

rungsideen zuordne. Das Modell ist 

vereinfachend, kann aber zur Struktu-

rierung und zur Beantwortung der 

Frage hilfreich sein, worin die histo-

rische Bedeutung der Grundeinkom-

mensidee liegen könn te.

Die bis zum 18. Jahrhundert domi-

nante Formation des Feudalismus war 

von der Steuerungsidee der Familie 

geprägt. Konservative politische Philo-

sophien fokussieren daher denkend 

auch heute auf Familie und Gemein-

schaft. Das 19. Jahrhundert wurde vom 

sich durchsetzenden Kapitalismus ge-

zeichnet, der Markt ist seine Steue-

rungsidee, liberale Philosophien sehen 

in ihm ihr Steuerungscredo. Der So-

ziologe Ralf Dahrendorf hat das 20.  

Jahr hundert als „sozialdemokratisches 

Jahr hun dert“  bezeichnet.  Der  Sozial-

staat ist des sen Formation, der Staat die 

Steuerungsidee, bisweilen Steuerungs-

utopie. Die Frage ist nun, ob es für das 

21. Jahrhundert auch eine Signatur gibt, 

die deutlich macht, wie Sozialpolitik 

und politische Philosophien auf den 

Sachverhalt der Globalisierung, auf die 

Formation einer Weltgesellschaft ein-

gehen können und sollen. Ich verwende 

dafür den Begriff „Garantismus“ und 

vertrete zusammen mit einigen anderen 

Kollegen die Auffassung, dass die So-

zialpolitik der Zukunft stark von men-

schenrechtlichen Erwägungen geprägt 

sein wird – aus einer ganzen Reihe von 

Gründen, die ich hier nicht im Einzel-

nen darstellen kann. Für diese Behaup-

tung sprechen aber einige Überlegun-

gen.16 

Eine wichtige Frage ist zunächst: Wie 

sind eigentlich die Erwerbsarbeitsgesell-

schaft und der Sozialstaat gegenwärtig 

zu verstehen?

Eine mögliche Antwort fi nden wir 

bei dem französischen Soziologen Ro-

bert Castel. Er hat in seinem Buch „Die 

Stärkung des Sozialen“17 die These auf-

gestellt, dass die Erwerbsarbeitsgesell-

schaft fortbestehen wird, dass die da-

raus resultierenden Ansprüche auf das 

soziale Eigentum – die über den lohn-

arbeitszentrierten Sozialstaat vermittelt 

sind – ein Eigentum zur Existenzsi-

cherung bieten und damit in einer ge-

wissen Weise eine „Gesellschaft der 

16 Ausführlicher: Vgl. Michael Opielka: Werte im Wohlfahrtsstaat. Soziologische Analyse politischer 
Kultur, Wiesbaden 2008 (i.E.).

17 Robert Castel: Die Stärkung des Sozialen. Leben im neuen Wohlfahrtsstaat, Hamburg 2005.
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Ähnlichen“ bilden können. Eine Über-

legung, die meines Erachtens sehr ernst 

zu nehmen ist. 

Die Frage ist aber, ob diese – opti-

mistische – Annahme über das Fort-

bestehen  des  lohnarbeitszentrierten 

Sozialstaats nicht unter einem anderen 

Gesichtspunkt doch wieder kritisch zu 

werten bleibt. Hier beziehe ich mich 

auf Hans-Peter Müller, der in seinem 

Aufsatz „Zur Zukunft der Klassen ge sell-

s chaft“18  Max  Webers  Überlegungen 

zur Klassengesellschaft aktualisiert hat 

und zu  einem  beachtlichen  Befund  

kam. Er unterscheidet drei große Klas-

sen in einer Gesellschaft: Die „Besitz-

klassen“ bilden die Vermögenden und 

die kleine Gruppe der Spitzeneinkom-

mensbezieher, die „Erwerbsklassen“ die 

Unter nehmer  und  Arbeitnehmer  – mit-

hin die Statusgruppen, die man früher 

als alten und neuen Mittelstand be-

zeichnet hat –, und am unteren Ende 

befi nden sich die „Versorgungsklassen“. 

Letztere umfassen all jene Menschen, 

deren Le benschancen eben gerade nicht 

primär durch den Arbeitsmarkt, son-

dern durch den Sozialstaat geprägt sind 

und die Transfereinkommen beziehen. 

Ich habe überschlägig berechnet, 

dass etwa 40 Prozent der Bevölkerung 

mehr als die Hälfte ihres Haushalts-

einkommens über den Sozialstaat be-

ziehen. Das ist nicht wenig. Der Wohl-

fahrtsstaat trägt offensichtlich dazu bei, 

dass ein immer größerer Anteil der Be-

völkerung von staatlichen Transferleis-

tungen abhängig ist – und gerade nicht 

weniger, wie es viele optimistische Den-

ker der oben skizzierten Analyserich-

tung hoffen. Sie gehen ja davon aus, 

dass der Anteil der „Versorgungsklassen“ 

immer kleiner wird. 

Meines Erachtens handelt es sich 

dabei um eine ganz grundsätzliche ge-

sellschaftspolitische Frage, bei der man 

Position beziehen muss. Wie steht man 

zu einem Sachverhalt, der existiert? 

Sieht man es wie Hegel – „Alles Wirkli-

che ist vernünftig, alles Vernünftige ist 

wirklich?“ Diese Auffassung teilen vie-

le Menschen nicht. Wenn ihnen die 

Wirklichkeit nicht passt, suchen sie sich 

eine andere Wirklichkeit. Ich halte das 

für keine gute Strategie. Das zeigt sich 

an den neuesten Befunden über die 

subjektive Einschätzung der Bevölke-

rung zu Aufstiegsmobilität und Auf-

stiegsorientierung. Sie sehen hier neu-

ere Ergebnisse aus dem Datenreport des 

Statistischen Bundesamtes auf die Fra-

ge, zu welcher sozialen Schicht sich die 

Bevölkerung selbst zuordnet. 

18 Hans-Peter Müller: Zur Zukunft der Klassengesellschaft, in: Merkur, Nr. 695, März 2007.
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Subjektive Schichteinstufung 1993, 2002 und 2004

 1993 2002 2004

Ostdeutschland

Obere Mittel-, Oberschicht 2 7 3

Mittelschicht 40 51 39

Arbeiterschicht 59 42 57

Westdeutschland

Obere Mittel-, Oberschicht 14 14 10

Mittelschicht 58 61 54

Arbeiterschicht 29 25 37

Quelle: Statistisches Bundesamt, Datenreport 2004, S. 612 und Datenreport 2006, S. 594.

Diese Zahlen bergen eine Dramatik. 

Bis  zum  Jahr  2002  ist  bei  der  subjek-

tiven Schichteinstufung der Bevölke-

rung eine kontinuierliche Aufwärtsbe-

wegung  festzustellen.  Im  Jahr  2004 

zeigt sich plötzlich  ein  dramatischer  

Einbruch: Die subjektive Schicht ein-

stufung fällt nun deutlich geringer aus. 

Doch was ist zwischen 2002 und 2004 

passiert? Ungefähr in dieser Zeit gab es 

eine gesellschaftspolitische  Dynamik 

– mit dem Höhepunkt der „Agenda 

2010“ der damals rot-grünen Bundes-

regierung –, die auch durch die Medien  

und  die  Meinungselite  in Deutschland 

induziert wurde und deutlich machte, 

dass das ‚Ende der Fah nenstange’ er-

reicht sei. So empfi nden es die Men-

schen seitdem immer stärker. Es domi-

niert nun nicht mehr das subjektive 

Erleben einer Aufwärtsmobilität, son-

dern eine stark empfundene Gefahr des 

Abrutschens – diese Entwicklung sollte 

man ernst nehmen, denn es geht um  

fundamentale  Fragen  der  gesellschaft-

lichen Integration. Immer mehr Men-

schen haben das Gefühl, dass sie nicht  

mehr  in  die  Gesellschaft  integriert 

werden. Sozialpsychologisch ist dieses 

Phänomen von größter Bedeutung. 

Denn wenn man Deutschland und 

Amerika in Bezug auf die Armutspolitik 

vergleicht, dann sind die ob jektiven 

Aufstiegschancen in Amerika zwar 

schlechter, aber die subjektiven Auf-

stiegserwartungen  größer.  Die  Folge 
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ist: Je höher die Aufstiegserwartungen, 

desto mehr investieren die Menschen 

in Bildung, vor allem für die nächste 

Generation, und desto größer ist ihre 

Risikobereitschaft. 

Warum das so ist, zeigen auch die 

Ergebnisse einer Studie der Bertelsmann-

Stiftung, die auf einer Repräsentativ-

befragung der wahlberechtigten Bevöl-

kerung zum Thema soziale Gerechtig-

keit beruht. Ein repräsentatives Sample 

der deutschen Parlamentarier auf Lan-

des-, Bundes- und Europaebene wurde 

zum gleichen Thema befragt. 

Das eindrucksvollste Ergebnis er-

brachte folgende Frage: Sind die wirt-

schaftlichen Verhältnisse in Deutsch-

land – was die Menschen besitzen und 

was sie verdienen – im Großen und 

Ganzen gerecht oder nicht? Von den 

Mandatsträgern sagten 60 Prozent, sie 

seien gerecht, 28 Prozent meinten, sie 

seien  nicht  gerecht.  Bei  der  Bevölke-

rung zeigt sich ein ganz anderes Bild: 

28 Prozent halten die Verhältnisse für 

gerecht, 56 Prozent für nicht gerecht. 

Diese Diskrepanz ist Ausdruck des-

sen, dass die Bevölkerung und die poli-

Einschätzung der Verteilungsgerechtigkeit durch Mandatsträger und Bevölkerung 
im Vergleich: Mandatsträger sind ungleich stärker von einer gerechten Verteilung 
überzeugt

     

Gerecht  

     
    
Nicht gerecht  

Unentschieden

Quelle: Robert B. Vehrkamp/Andreas Kleinsteuber: Soziale Gerechtigkeit in Deutschland. Ergebnisse einer repräsentativen 
Umfrage unter deutschen Parlamentariern, Gütersloh: Bertelsmann Stiftung 2006, S. 6.

28%
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56%

16%12%

Mandatsträger
(Okt./Nov. 2006)

Bevölkerung ab 16 Jahre 
(Februar 2006)

28%

Frage: „Sind die wirtschaftlichen Verhältnisse bei uns in Deutschland – ich meine, was die 
Menschen besitzen und was sie verdienen – im Großen und Ganzen gerecht oder nicht gerecht?
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tische Elite in ihrer Einschätzung der 

gegenwärtigen Situation nicht über-

einstimmen. Wenn die Bürgerinnen 

und Bürger das Gefühl haben, sie wer-

den von den Eliten nicht mehr ver-

treten, dann besteht die Gefahr, dass 

populistische Kräfte diese Unzufrieden-

heit für sich nutzen. Diese Wirklichkeit 

sollte man wahrnehmen und daraus 

lernen. 

Ich wende mich nun dem Grund-

einkommen zu. Die Befürworter eines 

Grundeinkommens vertreten eher eine 

Weltsicht, die sich an Hölderlin orien-

tiert: „Wo Gefahr ist, wächst das Ret-

tende auch.“ Aber ist ein Grundeinkom-

men tatsächlich so eine Art Rettendes? 

Trägt diese Idee wirklich eine neue Zeit 

in sich? Ich meine: Ja. Ich habe das 

Grundeinkommen mit dem Begriff 

„garantistisch“ verknüpft und gehe 

davon aus, dass es nicht ein Ersatz, son-

dern eine dynamische, evolutionäre 

Weiterentwicklung des Sozialstaats dar-

stellt. Die Begriffe Grundeinkommen 

und Bürgergeld verwende ich im Üb-

rigen synonym, auch weil sie in der 

politischen Diskussion nicht mehr 

unterschieden werden.

Es gibt verschiedene Defi nitionen 

des Grundeinkommens. Weitgehender 

Konsens herrscht bei der Auffassung, 

dass es sich dabei um ein Einkommen 

handelt, das in einem politischen Ge-

meinwesen  an  alle  seine  Mitglieder 

ohne Bedürftigkeitsprüfung und ohne 

Gegenleistung individuell ausgezahlt 

wird. So hat es z.B. der belgische Philo-

soph Philippe Van Parijs be schrieben; 

er ist Mitbegründer des Basic Income 

European  Network  (BIEN).  Man  kann 

die Defi nition auch weiter fassen: Das 

Grundeinkommen ist ein bedingungs-

loses soziales Grundrecht, das die poli-

tische Teilhabe in einer Demokratie um 

die Teilhabe am Warenkonsum er-

weitert.  Es  ist  ein  primäres  Einkom-

men,  keine  subsidiäre  Hilfe leistung 

des Staa tes. 

Nun könnten Kritiker sagen, dass es 

sozialpolitisch doch nicht nur um rei-

nen Warenkonsum gehen könne. Ich 

empfehle bei diesem Argument gerne, 

doch einmal zu beurteilen, wie viel von 

der Kleidung und Nahrung, die wir 

tagtäglich benötigen, von uns selbst 

hergestellt wurde – das ist nicht sehr 

viel. Denn wir leben jenseits aller Sub-

sistenzökonomien und sind in unserer 

Gesellschaft vollständig vom Waren-

kreislauf abhängig.  

Das ist das Neue, das spätestens mit 

der dramatischen Transformation der 

Gesellschaft weg vom primären Sektor 

der Landwirtschaft, hin zu einer In-

dustrie- und vor allem Dienstleistungs-

ökonomie der Fall ist. Wir haben seit-

dem auch andere Anforderungen an 

Verteilungssysteme. Teilhabe am öko-

nomischen Verteilungskreislauf ist Be-
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standteil einer grundrechtlich ver-

bürgten Existenz. Ein Mensch kann in 

unserer Gesellschaft ohne Geld gar nicht 

existieren. 

Auch  bei  der  Finanzierung  des 

Grundeinkommens gibt es verschiede-

ne Modelle.  In der Literatur zum Thema 

werden bisher vor allem zwei genannt:

• Negative Einkommensteuer,

• Sozialdividende.

Die ersten beiden Finanzierungsmo del-

le  sind,  wie  folgende Abbildung zeigen 

kann, vom Ergebnis identisch, wenn 

das Grundeinkommen über eine Ein-

kommensteuer fi nanziert wird. Sie sind 

aber nicht gleich, wenn sie über Ver-

brauchss teuern fi nanziert werden, was 

zum Beispiel der Unternehmer Götz 

Werner vorschlägt. Wird das Grund-

einkommen also nicht über Einkom-

mensteuer fi nanziert, dann ist die So-

zial dividende ein eigenes Modell. 

Ein drittes Modell zur Finanzierung, 

das ich vorgeschlagen habe, ist die 

Schematische Darstellung eines Bürgergeldes als Sozialdividende, 
das durch eine lineare Einkommensteuer (fl at tax) fi nanziert wird 
(Bürgergeld: 800 €, Steuersatz: 50%)
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Grundeinkommensversicherung. Dabei 

wird das Schweizer Modell der Alters- 

und Hinterlassenenversorgung (AHV) 

– der dortigen Rentenversicherung für 

alle Bürger – auf alle Geldleistungssys-

teme übertragen. Die Finanzierung läuft 

über eine Sozialsteuer. Doch sehen wir 

uns zunächst das klassische Grundmo-

dell der Negativen Einkommensteuer 

an. 

Die waagrechte durchgezogene Linie 

markiert das Grundeinkommensniveau, 

die um 25 Grad ansteigende, durchge-

zogene Linie das Nettoeinkommen. Bei 

der Sozialdividende erhält jeder ein 

Grundeinkommen, darauf aufruhende 

Einkommen werden versteuert. Aus 

darstellungstechnischen Gründen ver-

wendet man oft zur Plausibilisierung 

eine pauschale 50-Prozent-Steuer und 

800 Euro als Niveau. Aber auch die 

negative Einkommensteuer kann pro-

gressiv oder degressiv gestaltet  werden.

Schematische Darstellung einer negativen Einkommensteuer    
(Bürgergeld: 800 €, Steuersatz 50%)
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Das ist nur eine vereinfachte Sche-

matik, um die verschiedenen Grund-

modelle zu verdeutlichen. Sozialdivi-

dende und negative Einkommensteuer 

haben, wie die Abbildung zeigt, den 

gleichen Netto-Effekt bei Finanzierung 

aus der Einkommensteuer. Der Finanz-

wissenschaftler Joachim Mitschke und 

viele andere haben darauf in ihren 

Schriften seit Jahren hingewiesen.

Das von mir vorgeschlagene Modell 

einer Grundeinkommenversicherung 

unterscheidet sich von den Modellen 

einer Negativen Einkommensteuer vor 

allem dadurch, dass es nicht aus der 

Einkommensteuer fi nanziert wird, son-

dern über eine spezifi sche Sozialsteuer, 

einen steuerähnlichen Beitrag auf alle 

Einkommensarten. Die Konstruktion 

dieses Modells ist ziemlich einfach: 

Ansprüche  aus  dem  sozialen  Siche-

rungssystem sind mindestens ein siche-

res Grundeinkommen, maximal das 

Doppelte. Aus rechnerischen Gründen 

habe ich das Hartz-IV-Niveau ange-

nommen, das allerdings noch etwas 

erhöht werden müsste: Das Grundein-

kommensminimum sollte bei 700 Euro 

liegen. Aber natürlich kann man über 

die Höhe streiten. Ich bin in dieser 

Frage nicht dogmatisch, denn die Fest-

setzung hängt davon ab, was in diesem 

Betrag tatsächlich enthalten ist, wie das 

Wohngeld oder die Krankenversiche-

rung geregelt ist, ob der Einzelne bei 

letzterer noch viel zuzahlen muss und 

anderes mehr. Schließlich enthält das 

Modell der Grundeinkommensversi-

cherung noch eine weitere Einstiegsre-

gel: Alle Personen, die sich dem Arbeits-

markt zur Verfügung stellen, kleine 

Kinder erziehen, behindert oder alt sind, 

erhalten immer mindestens das Grund-

einkommen, maximal den doppelten 

Betrag. Wer jedoch studiert bzw. in Aus-

bildung ist und derjenige, der sich dem 

Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung stel-

len will und die anderen genannten 

Kri terien nicht erfüllt, erhält die Hälfte 

des Grundeinkommens als Darlehen, 

sozusagen ein „Bafög für Alle“. Der 

Darlehensanteil kann aber durch frei-

williges Engagement, durch „Bürger-

arbeit“ aufgehoben werden.

Der Grundgedanke der Grundein-

kommensversicherung dürfte den Ge-

rechtigkeitsempfi ndungen weiter Teile 

der Bevölkerung in westlichen Gesell-

schaften entsprechen, was die Schweizer 

mittlerweile in zwölf Referenden zur 

AHV bekräftigt haben: Jeder hat sicher 

mindestens ein Grundeinkommen, 

maximal das Doppelte. Für alles darüber 

Hinausgehende muss man selbst privat 

vorsorgen, oder es muss kollektiv dafür 

gesorgt werden, z.B. durch die Gewerk-

schaften, durch die Tarifparteien. Das 

ist der Kern dieses Modells.

Auf diese Weise ist ein Finanzierungs-

spielraum gegeben, der viel größer ist, 
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Modell Grundeinkommensversicherung (GEV) – Leistungen/Beiträge   
(Stand 2004)

Leistungsbereich Leistung Beitrag in Prozent 
  (auf alle Einkommen)

Renten 768–1.536 € 10

Übergangszuschlag Renten  2

Arbeitslosengeld 640–1.280 € 1,5

Erziehungsgeld 640–1.280 € 0,5

Kindergeld je Kind 160 € 
2

  
  (zusätzl. bis 160 € Zuschlag)

Krankengeld 640–1.280 € 0,2

Ausbildungsgeld 640 € 
0,3

  
  (davon 50% Darlehen)

Grundsicherung (partielles 640 € 
1 

Grundeinkommen, „Bafög für alle“) (davon 50% Darlehen)

Beitrag GEV insgesamt    
(auf Einkommen lt. ESt., ohne  

17,5
  

Beitragsbemessungsgrenze/    
„Sozialsteuer“) 

Quelle: Michael Opielka: Sozialpolitik Grundlagen und vergleichende Perspektiven, Reinbek: Rowohlt 2004, 

S. 258– Anmerkung: Rechnerischer Grundbetrag 640 € = ALG II, sinnvoll: 700 €.

als wenn ich die Sicherung des Lebens-

standards zum Grundprogramm des 

gesamten Sozialstaats erhebe. Für die 

Politik ergibt sich erheblich mehr Stress 

bei der Lebensstandardsicherung als 

Programm, denn sie kann immer weni-

ger garantiert werden. Das zeigt sich 

z.B. an unserem Rentensystem: In spä-

testens zwanzig Jahren werden sich 

vermutlich 40 Prozent der Rentnerbe-

völkerung auf Sozialhilfeniveau be-

fi nden. Für diese Menschen lohnt es 



165PROJEK T  GESEL L SCH A F TL ICHE  INT EGRAT ION

sich nicht zu sparen. Aus Großbritan-

nien wissen wir, dass sich für die Be-

zieher der Mindestrente das Sparen 

nicht lohnt. Das ist in der Schweiz 

anders. Dort ist Sparen auch für die 

Einkommensschwächeren sinnvoll, 

weil die angesparten Beträge nicht auf 

ihre Grundrente angerechnet werden. 

Die Schweiz ist kein Sozialhilfestaat, 

sondern ein Bürgerstaat, ein Bürgerver-

sicherungsstaat. 

Zum Schluss noch ein paar kurze 

An merkungen zur gegenwärtigen Ar-

beitsmarkt- und Sozialpolitik und den 

damit verbundenen Herausforderun-

gen. 

Wie sieht die Wirklichkeit der Ar-

beitsmarktpolitik aus? Ein Resümee von 

Hartz I bis IV aus dem Bericht der Bun-

desregierung  zu  „modernen  Dienst -

leistungen am Arbeitsmarkt“ hat eine 

folgenreiche Trennung von „Marktkun-

den“, „Beratungskunden“ und „Betreu-

ungskunden“ gezeigt. Fast ein Drittel 

der Neuzugänge in Hartz IV besteht aus 

„Betreuungskunden“, bei denen „grund-

sätzlich keine Förderung“ mehr erfol-

gen soll. Mit der jetzigen Regelung 

„Fördern und fordern“ ist also ein Pro-

blem der Segregation verbunden, da sie 

mit einer dauerhaften Auskopplung 

eines Teils der Arbeitslosen einher-

geht. 

Generell haben sich gegenüber der 

vorherigen Regelung – Arbeitslosengeld 

und Arbeitslosenhilfe – die Vermitt-

lungserfolge  nicht  erhöht.  Festzustel-

len sind jedoch stärkere Vermittlungs-

bemühungen, und zwar aufgrund der 

erfolgten oder erwarteten Einkom-

menseinbußen. Wenn das der Fall ist, 

liegt eine soziologische und politische 

Frage nahe: Warum steuert man nicht 

gleich über die Einkommensseite? 

Genau das ist die grundsätzliche Idee 

der Negativsteuer oder der entspre-

chenden Grundeinkommensmodelle: 

Motivation zur Einkommenserzielung 

und nicht primär Bestrafung. Meiner 

Meinung  nach  ist  diese  veränderte 

Schwerpunktsetzung  sehr  wichtig, 

wenn man die unsicheren und unsteten 

Erwerbsbiografi en der Zukunft betrach-

tet. Hier stellt sich die entscheidende 

Frage,  wie  das  soziale  Sicherungssys-

tem adäquat auf diese Entwicklung 

reagieren kann.

Meine erste Schlussfolgerung: Wir 

brauchen auf jeden Fall Betreuung durch 

soziale Arbeit und das Bildungssystem. 

Wir brauchen ökonomische Motivation 

durch Einkommensanreize und auf 

keinen Fall ein übertriebenes Mindest-

sicherungsniveau. Es sollte also keine 

Illusion  über  ein  unrealistisches 

Grundeinkommensniveau erweckt wer-

den. 

Zweiter Punkt: Wir müssen auf die 

Gefahr einer gesellschaftlichen Spal-

tung und Exklusion reagieren. Sozial-
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politik muss die Existenz von „Versor-

gungsklassen“ anerkennen. Diese sozi-

alpolitische Akzeptanz erfordert eine 

Integration von „Arbeiter-“ und „Ar-

menpolitik“, eine Politik der Bürgersi-

cherung, innerhalb derer Hartz IV 

durchaus als ein richtiger Schritt er-

scheint. Denn mit Hartz IV wurde die 

Spaltung von „Arbeiter-“ und „Armen-

politik“ auf einen Streich aufgehoben; 

die Reformen hatten zwar negative 

Nebenfolgen, aber der Schritt war 

grundsätzlich richtig. 

Ziel ist eine Politik relativer Gleich-

heit und damit eine Teilhabe über 

Grundrechte. Doch Grundrechte sind 

bedingungslos. Ihren extremen Ge-

brauch, selbst Missbrauch, müssen wir 

als  Demokraten  in  Kauf  nehmen  – 

auch dann, wenn jemand rechtsextrem 

wählt, sexuell pervers ist oder legale 

Drogen nimmt. Natürlich gibt es Gren-

zen, über die nicht hinausgegangen 

werden darf. Aber man muss sich klar 

machen, dass auch ein Grundeinkom-

men missbraucht werden wird. So wird 

es z.B. Leute geben, die mit ihrem 

Grundeinkommen ungesunde Nah-

rungsmittel  einkaufen.  Daraus folgt: 

Das Grundeinkommen ist ein Projekt 

gesellschaftlicher Inklusion.

Dritter  Punkt:  Wir  müssen  ein 

Grundeinkommen mit einer Politik so-

zialer Dienstleistungen und einer Inte-

gration in die Sozialpolitik verknüpfen. 

Vor kurzem hat Reinhard Bütikofer, 

Parteivorsitzender von Bündnis 90/Die 

Grünen, in der sozialdemokratischen 

Zeitschrift  „Berliner  Republik“  ge-

schrieben, ein Grundeinkommen wür-

de verhindern, dass der Staat in soziale 

Dienste investiert. Das kann so sein, 

muss aber nicht so sein. Dieser Irrtum 

ist in der Debatte weit verbreitet. Wenn 

man eine realistische Größenordnung 

wählt, kann man selbstverständlich ein 

Grundeinkommen mit einer umfas-

senden Sozialpolitik kombinieren.

Grundeinkommen ist kein Allheil-, 

aber durchaus ein Heilmittel. In mei-

nem  Konzept  ist  das  Grundeinkom-

men in eine weitere gesellschaftspoliti-

sche Grundüberlegung eingebettet. Die 

sozialpolitische Garantie beruht auf den 

Menschenrechten und die Gerechtig-

keitsvorstellung orientiert sich an der 

Idee der Teilhabe. Das Wohlfahrtsre-

gime „Garantismus“, eine garantistische 

Sozialpolitik unterscheidet sich von den 

hergebrachten drei Regimetypen liberal-

sozialdemokratisch-konservativ in der 

Art, wie sozialpolitische Garantien orga-

nisiert werden. In der folgenden Abbil-

dung wird deutlich, dass diese auch in 

den drei hergebrachten Sozialpolitik-

modellen existieren: Liberale wollen 

Marktzugänge garantieren, deregulierte 

Lohnarbeit, und sie sperren sich heute 
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nicht mehr gegen Sozialhilfe, nicht we-

nige plädieren auch für ein, freilich 

niedriges, Grundeinkommen in Form 

einer Negativsteuer; Sozialdemokraten 

verfolgen die Idee einer um die Arbeit-

nehmerrolle aufgerichteten Bürger-

gleichheit, wollen Lohnarbeit regulie-

ren und das Recht auf Arbeit via Voll-

beschäftigung; Konservative wollen 

hergebrachten Status garantieren, ei-

nerseits die Familienarbeit höher be-

werten, andererseits die Lohnarbeit 

korporatistisch einhegen; Garantisten 

wiederum orientieren sich an den Men-

schenrechten, vertreten einen erwei-

terten Arbeitsbegriff und fordern ein 

unbedingtes Grundeinkommen.

Sozialdemokraten mögen darüber 

nachdenken, ob sie nicht über ihre bis-

herige Fokussierung auf den Arbeit-

nehmerstatus hinausgehen können und 

ob es nicht sinnvoll wäre, bewusst an-

zunehmen, dass eine bürgerrechtliche 

Absicherung Bestandteil ihres, eines 

zukunftsorientierten Programms sein 

kann. 

Wohfahrtsregime-Typen und sozialpolitische Garantien

Wohlfahrtsregime Sozialstaatsmodell
 Sozialpolitische Gerechtigkeits- Grundeinkom- 

  Garantie konzept menssicherung

  
Marktzugang

  Sozialhilfe/ 
Liberalismus Friedman 

(Fürsorge)
 Leistung Negative 

    Einkommenssteuer

Sozialdemokratie Beveridge
 Bürgergleichheit 

Verteilung
 Recht auf Arbeit/ 

  (Solidarität)  Grundsicherung

  
Statussicherung

  Workfare/ 
Konservatismus Bismarck 

(Versicherung)
 Bedarf Familienunterhalt 

    Sozialhilfe

Garantismus Paine
 Menschenrechte 

Teilhabe
 

Grundeinkommen
 

  (Gerechtigkeit)

Quelle: Michael Opielka: Sozialpolitik. Grundlagen und vergleichende Perspektiven, Reinbek: Rowohlt, S. 295, 2004 

(Abb. 52, Auszug) und 191 (Abb. 36, Auszug).
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